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Antrag 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
 

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Bekämpfung von Betrug und Fälschung im 
Zusammenhang mit unbaren Zahlungsmitteln und zur Ersetzung 
des Rahmenbeschlusses 2001/413/JI des Rates 

COM(2017) 489 final; Ratsdok. 12181/17 

 

Punkt 11 der 961. Sitzung des Bundesrates am 3. November 2017 

 

Der Bundesrat möge anstelle von Ziffer 1 der Ausschussempfehlungen in der 
Drucksache 653/1/17 wie folgt beschließen: 

1. Artikel 83 AEUV ermächtigt das Europäische Parlament und den Rat, durch 
Richtlinien Mindestvorschriften zur Festlegung von Straftaten und Strafen in 
Bereichen besonders schwerer Kriminalität und zur Angleichung der 
strafrechtlichen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten festzulegen, sofern sich 
diese Angleichung als unerlässlich für die wirksame Durchführung der Politik 
der EU auf einem Gebiet erweist, auf dem Harmonisierungsmaßnahmen erfolgt 
sind. Das Strafrecht ist ein für die Souveränität der Mitgliedstaaten besonders 
sensibler Bereich. Rechtsetzungsinitiativen müssen vor diesem Hintergrund 
sorgfältig abgewogen werden. Von den eng umgrenzten Kompetenzen in 
diesem Bereich sollte daher äußerst behutsam Gebrauch gemacht werden. 
Grenzüberschreitende Aspekte alleine können keine weitreichende Harmonisie-
rung der Strafrechtsordnungen der Mitgliedstaaten durch die EU rechtfertigen. 


